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Edmund Stoiber: 
Die große Herausforderung: 
mit den Folgen der 
Globalisierung in einer Welt 
ohne klare Weltordnung 
fertig zu werden 

Rede des Kanzlerkandidaten 
und bayerischen Minister- 
präsidenten beim 21. Franz- 
Josef-Strauß-Symposium - 
Internationale Fachtagung für 
Politik und Strategie 
3m 5. Juli in München 

„Nur Gemeinsam mit 
unseren Freunden und Part- 
nern in Europa und jenseits 

des Atlantiks können wir 
unsere Zukunft in Sicherheit, 

Freiheit und Wohlstand 
gestalten." 



1 D 0 KU M ENTATI ON 

55 
Hinter uns liegt ein Jahrhundert, zu dessen Beginn das 

Deutsche Reich sich über seine Rolle in der Welt zutiefst im 
Ungewissen war. Das Schwanken zwischen Minderwertigkeits- 

komplexen und Größenwahn, zwischen Einkreisungsängsten und 
Weltmachtstreben löste zwei historische Katastrophen aus und 

schuf unermessliches menschliches Leid. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg nahm das geteilte Deutschland fünfzig 

Jahre lang eine prekäre Sonderrolle mit äußerst begrenztem 
Handlungsspielraum ein. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts muss 
auch der größte Pessimist keine Wiederholung der Geschichte 
befürchten. Die Bundesrepublik Deutschland hat ihren Platz, 

ihre Rolle in Europa und in der Welt gefunden. 
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Ich freue mich, Sie hier zum Franz-Josef- 
Strauß-Symposium 2002 begrüßen zu 

können. Das Institut für Internationale Be- 
ziehungen der Hanns-Seidel-Stiftung orga- 
nisiert diese internationale Fachtagung für 
Politik und Strategie nun schon zum 21. Mal. 
Das große Interesse an der Veranstaltung 
und die Liste der Referenten und Teilnehmer 
Tiachen den großen Stellenwert des Sympo- 
siums in der außen- und sicherheitspoliti- 
schen Debatte deutlich, gerade in einer Si- 
tuation, in der wir vor wichtigen politischen 
Weichenstellungen stehen. Es geht mir da- 
bei um die Frage nach Deutschlands und Eu- 
ropas Rolle in der Welt - in einer Welt, die 
m den letzten Jahren durch dramatische Ent- 
wicklungen verändert wurde. 

Erhebliche Risiken gehen vom 
Zerfall staatlicher Autorität und von 
Zonen der Ordnungslosigkeit aus 

Die große sicherheitspolitische Heraus- 
forderung der nächsten Jahre besteht zwei- 
fellos darin, mit den Folgen der Globali- 
sierung in einer Welt ohne klare Weltord- 
nung fertig zu werden. Wir müssen für 
^ehr Stabilität und Sicherheit sorgen in ei- 
ner globalen Situation, die vielen Men- 
schen immer unruhiger und unüberschau- 
barer erscheint: 

* Die Spirale der Gewalt im Nahen Osten 
fordert ständig neue Opfer und schürt den 
Hass auf beiden Seiten. 

i Jahrzehntelang schwelende Auseinander- 
setzungen wie etwa zwischen Indien und 
Pakistan im Kaschmirgebiet eskalieren 
und werden durch den angedrohten Ein- 
satz von Massenvernichtungswaffen zu 
einer globalen Bedrohung. 

i Erhebliche Risiken gehen auch vom Zer- 
fall staatlicher Autorität und dem Entste- 
hen von Zonen der Ordnungslosigkeit 
aus, vor allem in Südostasien und in Afri- 
ka. Eine ganze Reihe von Staaten ist nicht 
in der Lage, ihr eigenes Territorium wirk- 
sam zu kontrollieren und die Aktivitäten 
von hochgerüsteten Privatarmeen zu un- 
terbinden. Diese finanzieren sich durch 
Waffenschieberei, Drogenhandel sowie 
Erpressung von Lösegeldern und poten- 
zieren damit die von ihnen ausgehenden 
Risiken. 

i Terroristische Gruppierungen wie die Al 
Kaida können mit Waffen fast jeder Art an 
jedem Punkt der Welt zuschlagen. Die 
Fahndungs- und Ermittlungserfolge der 
letzten Wochen haben dazu erschrecken- 
de Erkenntnisse geliefert. 

Die deutsche Außen- und Sicher- 
heitspolitik läuft der Entwicklung 

ohne Konzept hinterher 

Auf die tiefgreifenden Veränderungen 
der globalen Rahmenbedingungen für unse- 
re Sicherheit hat die rot-grüne Bundesregie- 
rung allerdings noch keine Antwort gefun- 
den. Die deutsche Außen- und Sicherheits- 
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politik läuft der Entwicklung hinterher, ein 
strategischer Gesamtansatz ist nicht zu er- 
kennen. 

Es gab keine deutschen Initiativen 
zur NATO-Erweiterung und zur 

Rüstungskontrolle 

Geprägt wird die Bilanz von Bundes- 
kanzler Schröder, Außenminister Fischer 
und Verteidigungsminister Scharping statt- 
dessen von einer ganzen Serie von Fehlern 
und Versäumnissen: 

• Der transatlantische Dialog wurde ver- 
nachlässigt - und das in einer Zeit, in der 
die Vereinigten Staaten und ihre europäi- 
schen Partner vor neuen Herausforderun- 
gen stehen. Bei meinen Gesprächen mit 
führenden amerikanischen Politikern in 
Washington und New York vor wenigen 
Wochen habe ich immer wieder gespürt: 
In den USA ist man sich nicht sicher, ob 
Deutsche und Europäer überhaupt die 
gleiche Wahrnehmung dieser Herausfor- 
derungen haben wie Amerikaner. 

• Es gab keine deutschen Initiativen zur 
NATO-Erweiterung, zum Verhältnis mit 
Russland und zur Rüstungskontrolle. 

• Auch das Verhältnis zum wichtigen eu- 
ropäischen Nachbarn und Partner Frank- 
reich hat sich unter Rot-Grün abgekühlt. 
Von dem früheren Motor der europäi- 
schen Entwicklung gehen keine Impulse 

mehr aus. 
• Innerhalb der EU verprellt Gerhard Schrö- 

der mit polterndem Auftreten und laut- 
stark vorgetragenen Maximalforderungen 
die Partner, ohne damit in der Sache viel zu 
erreichen. 

• Der kläglich gescheiterte Versuch, Öster- 
reich abzustrafen und in die Ecke zu stel- 

len, ist auf seine Urheber zurückgefallen. 
• Die auswärtige Kulturpolitik und die Ent- 

wicklungspolitik sind durch finanzielle 
Auszehrung und das Fehlen einer durch- 
dachten Zielsetzung zu Restgrößen ge- 
worden. 

• Der Bundeskanzler denkt laut über den 
Einsatz der Bundeswehr im Nahen Osten 
nach und ignoriert dabei die besondere hi- 
storische Situation. Auch heute noch ist es 
unvorstellbar, dass deutsche Soldaten in 
den Konflikt zwischen Israel und den 
Palästinensern intervenieren. 

• Auf die stark gewachsenen Ansprüche an 
die Beteiligung der Bundeswehr an inter- 
nationalen Einsätzen reagiert die Bundes- 
regierung ohne erkennbares Konzept und 
nimmt dafür das Entstehen einer Zwei- 
Klassen-Armee in Kauf. 

• Der Verteidigungshaushalt ist deutlich 
unterfinanziert. Darunter leiden nicht nur 
die militärischen Fähigkeiten und das Ge- 
wicht Deutschlands im Bündnis, sondern 
auch die Motivation unserer Soldaten. 

• Eine sichcrhcitspolitische Konzeption 
fehlt dieser Regierung allein schon des- 
halb, weil große Teile der Parteibasis von 
Rot-Grün die Auseinandersetzung mit 
den neuen Herausforderungen verwei- 
gern. Bei den heftigen parteiinternen Aus- 
einandersetzungen um die Erteilung des 
Mandats für den Einsatz der Bundeswehr 
in Afghanistan wurde deutlich: Schröder 
und Fischer können bei so wichtigen Ent- 
scheidungen ihre eigene Mannschaft nur 
mit äußerster Mühe hinter sich bringen. 
Vielen passt die ganze Richtung nicht. 

Doch wir können uns auf dem Feld der 
Außen- und Sicherheitspolitik weder Taten- 
losigkeit noch hektischen Aktionismus lei- 
sten. Wir brauchen angesichts der neuen Be- 
drohungen und Risiken ein in sich stimmi- 
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ges Sicherheitskonzept auf der Grundlage 
einer nüchternen Definition nationaler und 
europäischer Interessen. Dabei müssen wir 
von der Einsicht ausgehen, dass es nicht 
mehr ausreicht, Sicherheit auf das Prinzip 
Abschreckung zu gründen. 

Die Öffnung von Grenzen, die enorme 
Mobilität und die immer stärkere internatio- 
nale Vernetzung von Wirtschaft und Gesell- 
schaft führen dazu, dass sich lokale und re- 
gionale Krisen schneller im internationalen 
System ausbreiten. Der internationale Ter- 
rorismus nutzt die Offenheit der globalisier- 
ten Welt des 21. Jahrhunderts mit Hilfe mo- 
dernster Kommunikationsmittel aus. 

Spätestens die Ereignisse vom 11. Sep- 
tember 2001 haben deutlich gemacht, dass 
^vir gegen diese Bedrohung vorgehen müs- 
sen, bevor zu allem entschlossene Terrori- 
sten auf unserem eigenen Staatsgebiet oder 
dem eines Bündnispartners zuschlagen. 

Wegen der Verflechtung der Weltgesell- 
schaft und der Verbreitung von Massenver- 
nichtungswaffen muss der internationale 
Terrorismus präventiv bekämpft werden, 
wenn nötig auch an den Ursprungsorten. Ich 
habe deswegen großen Respekt vor der Ent- 
schlossenheit, mit der die USA diese Her- 
ausforderung angenommen haben. 

Nach den Erfolgen gegen die Al 
Kaida darf es keine Rückkehr zu 

einer rein defensiven Strategie geben 

Nur durch das Schmieden einer weltum- 
sPannenden Antiterror-Koalition war es 
Möglich, entscheidende Schläge gegen den 
Terrorismus zu führen, und nur so konnte den 
Menschen in Afghanistan eine reelle Chance 
'ü'einen Neubeginn undein Leben in Freiheit 
und Sicherheit gegeben werden. Deutschland 
und seine europäischen Partner stehen in der 

Verantwortung, bei diesem schwierigen Neu- 
beginn und beim Wiederaufbau des Landes 
wirksame Unterstützung zu leisten. 

Aber auch nach den Erfolgen gegen die 
Al Kaida darf es keine Rückkehrzueinerrein 
defensiven Strategie gegen den Terrorismus 
geben. Zu seiner Bekämpfung ist ein breites 
Spektrum politischer und wirtschaftlicher, 
aber auch militärischer Handlungsmöglich- 
keiten erforderlich. Dabei kann die militäri- 
sche Option immer nur Teil eines umfassen- 
den politischen Konzepts zur Eindämmung 
des Terrorismus sein. 

Für eine Grundgesetzänderung: 
zur Abwehr von Terror Einsatz der 

Bundeswehr auch im Inland 

Die klassische Unterscheidung zwischen 
innerer und äußerer Sicherheit ist damit in 
Frage gestellt. Die neuen sicherheitspoliti- 
schen Herausforderungen machen deswe- 
gen neue Organisationsformen und Struktu- 
ren der Zusammenarbeit auf internationaler 
Ebene notwendig. 

Sie erfordern aber auch national die Be- 
reitschaft, Konsequenzen zu ziehen. Ich set- 
ze mich daher füreine Grundgesetzänderung 
ein, um zur Abwehr von Terrorakten den 
Einsatz der Bundeswehr im Inland zu er- 
möglichen. Sie muss in einer besonderen 
Gefahrensituation ergänzend zur Polizei 
Aufgaben wie etwa die Sicherung von Flug- 
häfen übernehmen können. 

Der Gefahr des Terrorismus müssen wir 
darüber hinaus präventiv durch eine Stär- 
kung der globalen Entwicklungskooperati- 
on begegnen. Die sozialen Spannungen und 
Gegensätze in vielen Entwicklungs- und 
Schwellenländern sind zwar nicht die un- 
mittelbare Ursache des internationalen Ter- 
rorismus. Aber sie führen zu wachsender 
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Perspektivlosigkeit, zu Radikalisierung und 
politischer Destabilisierung und bilden so 
den Nährboden, den terroristische Gruppie- 
rungen benötigen. 

Unser eigenes Interesse verlangt, dass 
sich die Entwicklungsländer erfolg- 

reich in die Weltwirtschaft integrieren 

Ziel deutscher Politik muss es deshalb 
sein, einen möglichst wirkungsvollen Bei- 
trag zu einer positiven wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung zu leisten. Entwick- 
lungspolitik muss zu einem zentralen Ele- 
ment einer umfassend angelegten und eng 
verzahnten Außen- und Sicherheitsarchitek- 
tur werden. Sie muss zur Überwindung von 
Zonen der Ordnungslosigkeit beitragen, die 
sonst von terroristischen Netzwerken als 
Rückzugsräume genutzt werden. 

Es liegt in unserem eigenen Interesse, 
dass sich die Entwicklungsländer erfolg- 
reich in die Weltwirtschaft integrieren. Da- 
zu gehört neben einer Politik der offenen 
Märkte vor allem der Wissens- und Tech- 
nologietransfer als Hilfe zur Selbsthilfe. 
Ich bin deswegen für eine spürbare Ver- 
stärkung des von Rot-Grün entgegen aller 
Zusagen immer weiter zusammengestri- 
chenen Entwicklungshaushalts. Diese Mit- 
tel werden wir gezielter als die Regierung 
Schröder einsetzen - mit klarer Schwer- 
punktsetzung und Erfolgsorientierung. 
Entwicklungshilfegelder dürfen nicht ver- 
sickern, wir müssen genauer überprüfen, 
welchen Nutzen sie bewirken. 

Der wichtigste Eckpfeiler zur Sicherung 
von Freiheit und Sicherheit in Deutschland 
und Europa bleibt die NATO. Für Deutsch- 
land und seine europäischen Partner ist die 
Nordatlantische Allianz auch künftig le- 
bensnotwendig - und zwar eine politisch 

und militärisch relevante NATO. Manche 
Kommentatoren auf beiden Seiten des At- 
lantiks haben das Bündnis aufgrund der Er- 
eignisse und Entwicklungen der letzten Jah- 
re geradezu abgeschrieben. Dieser Ein- 
schätzung widerspreche ich entschieden. 
Wir brauchen die Nordatlantische Allianz 
heute und in Zukunft! 

Die Fortführung der Erweiterung 
stärkt die Allianz und bringt mehr 

Stabilität für Europa 

Aber wegen der neuen Herausforderun- 
gen muss sich das Bündnis in mehrfacher 
Hinsicht erneuern und verändern: 

• Die NATO muss ihren strategischen 
Fokus nach Süden und Südosten ver- 
schieben. 

• Die Kernelemente ihrer Sicherheitsstrate- 
gie, also Abschreckung, Bündnisverteidi- 
gung und Interventionsfähigkeit, müssen 
untereinander neu austariert werden. 

• Die NATO muss Mittel zur asymmetri- 
schen Kriegsführung für den Kampf ge- 
gen den Terrorismus erhalten, also vor al- 
lem bewegliche leichte Kräfte. 

• Die Rolle von Nuklearwaffen im Sicher- 
heitskonzept muss neu bestimmt werden. 
Die USA haben mit der Nuclear Posture 
Review den Anstoß für eine Debatte ge- 
geben, die ich für sehr wichtig halte. 

• Die Fortführung der Erweiterung stärkt 
die Allianz und bringt mehr Stabilität für 
Europa, erfordert aber noch große An- 
strengungen. 

Schon die erste Runde der Erweiterung 
war ein großer Gewinn für Europa und das 
Bündnis. Auch die jetzt anstehende Aufnah- 
me weiterer Mitglieder ist von großer Be- 
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deutung für die neue europäische Sicher- 
heitsarchitektur. 

Gleichberechtigte Mitsprache 
nur dann, wenn wir auch 

gleiche Pflichten wahrnehmen 

Doch bei der Gewichtung der Aufgaben 
und Funktionen der NATO darf die mi- 
litärische Komponente nicht hinter der po- 
litischen Aufwertung zurückbleiben. Es 
liegt in erster Linie an den europäischen 
Bündnispartnern, dass die Allianz auch 
künftig nicht nur ein politisches Instrument 
zur Stabilisierung Europas ist, sondern ei- 
ne globale Allianz mit militärischer Schlag- 
kraft. 

Dazu müssen wir die europäischen mi- 
litärischen Fähigkeiten im Rahmen der 
NATO stärken, um selbst handlungsfähiger 
zu werden und gleichzeitig die USA bei 
wichtigen Aufgaben der Friedenssicherung 
zu entlasten. Das gilt insbesondere für den 
Balkan. 

Es liegt an Europa selbst, durch seine po- 
litischen, wirtschaftlichen und militärischen 
Fähigkeiten zum unverzichtbaren Partner 
der USA zu werden. Diese Herausforderung 
muss auf die europäische Agenda anstelle 
der Klagen über amerikanische Alleingän- 
ge. Gleichberechtigte Mitsprache und Mit- 
wirkung können wir nur verlangen, wenn 
wir auch in der Lage sind, gleiche Pflichten 
in der Sicherheitspolitik wahrzunehmen. 

Es liegt in unserem vitalen Interesse, und 
es hängt von unseren Anstrengungen ab, 
dassdie NATO fürdie USA nicht nur als Dis- 
kussionsforum, sondern als Instrument des 
Handelns attraktiv bleibt. 

Ich stimme dem Generalsekretär der 
NATO ZU, wenn er sagt: „Als rein politische 
Allianz hat die NATO keine Zukunft." 

^ 

Die Nordatlantische Allianz darf ihre 
Identität als politisches Bündnis mit mi- 
litärischer Schlagkraft nicht verlieren. Sie 
muss auf die neuen Herausforderungen auch 
militärisch antworten können. Dem steht je- 
doch entgegen, dass die Technologie- und 
Ausrüstungslücke zwischen den Partnern 
immer größer wird. Die europäischen Defi- 
zite im Bereich der Führungsfähigkeit, des 
Transports und der Aufklärung müssen des- 
halb so rasch wie möglich beseitigt werden. 
Wir brauchen moderne, schnell einsatzfähi- 
ge Streitkräfte, die zusammen mit unseren 
Bündnispartnern dort operieren können, wo 
die neuen sicherheitspolitischen Risiken es 
verlangen. 

Unerträglich, dass Deutschland 
bei den Verteidigungsausgaben 

Schlusslicht in der NATO ist 

Ein solches europäisches Modernisie- 
rungsprogramm basiert auf drei Vorausset- 
zungen: 

• Erstens: Die europäischen NATO-Part- 
ner, allen voran Deutschland, müssen be- 
reit sein, mehr Geld für ihre Sicherheit 
auszugeben. Es ist unerträglich, dass 
Deutschland bei den Verteidigungsausga- 
ben pro Kopf das Schlusslicht in der 
NATO ist. Wir müssen und werden hier 
eine deutliche Kurskorrektur vornehmen 
und den investiven Anteil unserer Ausga- 
ben verstärken. 

• Zweitens: Die europäische Sicherheits- 
kooperation muss ausgebaut werden. Da- 
zu gehören nach meiner Ansicht eine ge- 
meinsame Streitkräfteplanung, eine ge- 
meinsame Rüstungspolitik, ein gemein- 
samer Fähigkeitskatalog und ein gemein- 
sames militärisches Beschaffungswesen. 
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Nur durch die Nutzung von Synergien 
können wir Europäer in Zeiten knapper 
Haushalte die notwendigen Fähigkeiten 
und Mittel bereitstellen. Wir müssen da- 
bei über die nationalen Grenzen hinaus- 
denken. Nur so kann die Wohlstandsuni- 
on EU zur Sicherheitsunion werden. 

• Drittens: Auch die USA müssen zu noch 
mehr Technologietransfer und zu echter 
transatlantischer Rüstungskooperation 
bereit sein. 

Die bisherigen Erfahrungen beim Auf- 
bau der 1999 in Helsinki beschlossenen Eu- 
ropäischen Einsatztruppe sind ernüchternd. 
Das Vorhaben kommt nur schleppend vor- 
an. Es fehlt bislang auch ein Konzept für das 
Zusammenwirken von NATO und EU. Die 
NATO-Staaten müssen sich darauf ver- 
ständigen, welche Unterstützung die Alli- 
anz bei militärischen Einsätzen leisten 
kann, die von der EU geführt werden. Nur 
so lässt sich die enge Verzahnung von Ka- 
pazitäten und Fähigkeiten der EU und der 
NATO herstellen und ein Auseinander- 
driften verhindern. 

Es geht darum, die Lasten fair zu 
verteilen, und um ein höheres Maß an 

militärischen Fähigkeiten Europas 

Ein einiges und starkes, militärisch hand- 
lungsfähiges Europa entlastet die Vereinig- 
ten Staaten und macht es ihnen möglich, ihr 
sicherheitspolitisches Engagement in ande- 
ren Regionen der Welt zu verstärken. Zu- 
gleich werden die Europäer zu eigenständi- 
gem Handeln befähigt. 

Auf längere Sicht müssen wir deshalb 
über die Eingreiftruppe hinaus zu einer im- 
mer stärkeren sicherheitspolitischen und mi- 
litärischen Integration in Europa kommen. 

Die Europäische Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik soll und wird die NATO nicht 
schwächen oder überflüssige Parallelstruk- 
luren schaffen. Es geht vielmehr darum, die 
Lasten fair zu verteilen und ein höheres Maß 
an militärischen Fähigkeiten Europas einzu- 
bringen. 

Die Zusammenarbeit zwischen 
Russland und der NATO muss 

intensiviert und ausgebaut werden 

Angesichts von globalen Risiken müssen 
die europäischen Partner auch bei der Frage 
der Raketenabwehr eigene Beiträge leisten. 
Es gehört zu den großen Versäumnissen der 
rot-grünen Bundesregierung, dass sie zu den 
amerikanischen Vorschlägen noch keine 
aussagekräftige Stellungnahme abgegeben 
hat. Die Bedrohung richtet sich aber in glei- 
cher Weise auch gegen Europa. Es darf kei- 
ne Zonen unterschiedlicher Sicherheit ge- 
ben. Wir müssen deshalb die Chance nutzen, 
die Meinungsbildung in der Atlantischen Al- 
lianz mitzugestalten. Dabei geht es um den 
Zusammenhalt des Bündnisses, aber auch 
um die Chance, unter Einschluss Russlands 
kooperative Sicherheitsstrukturen zu ver- 
wirklichen. Wir wollen keine neue Rü- 
stungsdynamik in Gang setzen. Deswegen 
ist ein intensiver Dialog mit den Partnern im 
Bündnis und mit Russland erforderlich. 

Das Verhältnis zwischen der NATO und 
Russland hat sich in den letzten Monaten 
grundlegend verändert. Präsident Putin hat 
deutlich gemacht, dass er die seit dem 11. 
September 2001 entstandene sicherheitspo- 
litische Lage nutzen will, um die Beziehun- 
gen zum Westen auf eine neue Grundlage zu 
stellen. Die Zusammenarbeit zwischen Rus- 
sland und der NATO muss deshalb intensi- 
viert und ausgebaut werden. Sie darf sich 

8 • UID Dokumentation 22/2002 



DOKUMENTATION 

h 

nicht auf die aktuell wichtigste Aufgabe, den 
Kampf gegen den Terrorismus, beschrän- 
ken. Wir müssen alle Kooperationsmöglich- 
keiten ausschöpfen, die im Rahmen der N A- 
TO-Russland-Grundakte beschlossen wur- 
den. Russland muss beim Wort genommen 
werden: Wir haben Zusammenarbeit beim 
Thema Proliferation vereinbart. Dann muss 
es unter Partnern auch möglich sein, darüber 
zu sprechen, dass uns die Lieferung von rus- 
sischen Waffen an den Iran große Sorgen 
macht. 

Deutschland hat aus vielen Gründen ein 
besonderes Interesse daran, die Zusammen- 
arbeit mit Russland auf der Grundlage klar 
definierter Voraussetzungen und Ziele zu 
verstärken. Stabilität auf unserem Kontinent 
kann es auf Dauer nur geben, wenn Russland 
politisch, wirtschaftlich und kulturell Teil 
der europäischen Schicksalsgemeinschaft 
ist. In der kommenden Woche werde ich bei 
einem Gespräch mit Präsident Putin in Mos- 
kau diese Perspektiven erörtern. 

Auch der beste Motor kann seine 
Leistung nur entfalten, wennn er 

regelmäßig gewartet wird 

Im Westen Europas ist für Deutschland 
die Beziehung zu Frankreich von besonde- 
rer Bedeutung. Der deutsch-französische 
Motor war stets die Antriebskraft für die 
Weiterentwicklung der europäischen Inte- 
gration. Aber auch der beste Motor kann sei- 
ne Leistung nur dann entfalten, wenn er re- 
gelmäßig gewartet, überprüft und instand 
gehalten wird. Von französischer, aber vor 
allem von deutscher Seite ist dies in den letz- 
ten Jahren nicht im ausreichenden Maß ge- 
schehen. Das ist besonders bedauerlich vor 
dem Hintergrund der immensen Herausfor- 
derungen, vor denen die EU steht: 

• eine Erweiterung von riesiger Dimension 
• eine Verfassungsdebatte, die gerade be- 

ginnt, 
• und die Positionierung Europas in der Welt. 

Die entscheidende deutsch-französische 
Aufgabe ist es heute, eine europäische De- 
batte über die Verfasstheit der EU anzu- 
stoßen und gemeinsame Vorschläge zu for- 
mulieren. Rot-Grün, aber auch die Regie- 
rung Jospin wurden dieser Rolle nicht ge- 
recht. Hierzu wären eine lange Vorarbeit, 
intensive Kontakte und nicht zuletzt auch 
klare europapolitischer Vorstellungen erfor- 
derlich gewesen. Schröder und Jospin haben 
wertvolle Zeit verstreichen lassen. 

Zeit für einen neuen Gründungspakt, 
der den Beziehungen mit Frankreich 

eine neue Qualität gibt 

Ohne intensive Abstimmung zwischen 
Paris und Berlin wird die komplexe Frage 
nach der künftigen Gestalt der EU nicht zu 
beantworten sein. Frankreich und Deutsch- 
land haben es in der Hand, das Projekt der eu- 
ropäischen Integration weiter voranzutrei- 
ben. Sie müssen ihre Interessen ausgleichen 
und gemeinsame Initiativen einbringen. Sie 
müssen sicherstellen, dass Erweiterung und 
stockende Reformen nicht zu einer Verwäs- 
serung des politischen Gehalts des Integra- 
tionsprozesses führen. 

40 Jahre nach der Unterzeichnung des 
Elysee-Vertrages ist die Zeit für einen neu- 
en Gründungspakt gekommen, der den Be- 
ziehungen mit Frankreich eine neue Qualität 
gibt. Dies ist auch eines der großen politi- 
schen Ziele von Präsident Chirac, mit dem 
ich am 16. Juli in Paris zusammentreffe. 
Deutschland und Frankreich müssen die In- 
itiative ergreifen, um die europäischen Po- 
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tenzen stärker zu bündeln - nicht nur wirt- 
schaftlich, sondern auch politisch und mi- 
litärisch. 

Wir wollen ein einiges Europa als starken 
globalen Faktor, aber Europa braucht auch 
im 21. Jahrhundert die Vereinigten Staaten 
als transatlantischen Partner, mit dem uns 
fundamentale Werte und Interessen verbin- 
den. Amerika und Europa sind nicht nur die 
größten Wirtschaftsmächte der Welt, son- 
dern sie müssen auch gemeinsame Heraus- 
forderungen bewältigen, die nationale Mög- 
lichkeiten übersteigen. Es geht dabei nicht 
nur um den Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus, sondern auch um viele andere 
Fragen von größter Bedeutung, von den dro- 
henden Klimaveränderungen bis zum Kampf 
gegen die Organisierte Kriminalität oder die 
Eindämmung von Migrationsströmen. 

Bei der Errichtung des Internatio- 
nalen Strafgerichtshofs kann ein 
Kompromiss gefunden werden 

Es gibt wenig, was Amerika und Europa 
nicht gemeinsam erreichen können. Als 
führende Wirtschaftsnationen haben wir 
dem multilateralen Welthandelssystem In- 
halt und Kontur gegeben. Daran ändern auch 
Kontroversen über Stahlzölle oder Subven- 
tionen für die Landwirtschaft nichts. Ge- 
meinsam verfolgen wir das Ziel, Europa ei- 
ne gerechte und dauerhafte Friedensordnung 
zu geben, die Russland einschließt. 

Wir brauchen Amerika als Partner- aber 
umgekehrt weiß man auch in den USA, wie 
wichtig die internationale Zusammenarbeit 
ist. Ich bin deswegen zuversichtlich, dass bei 
der Errichtung des Internationalen Strafge- 
richtshofs ein Kompromiss gefunden wird, 
der den legitimen Interessen aller Seiten ent- 
spricht. 
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Frieden im Nahen Osten kann es 
nur im Miteinander von zwei 

demokratischen Staaten geben 

Unter den Herausforderungen für die 
transatlantische Verantwortungsgemein- 
schaft nimmt der Nah-Ost-Konflikt eine 
besondere Rolle ein. Durch die Spirale der 
Gewalt in den letzten Monaten ist die Lage 
immer dramatischer geworden. Meiner 
Einschätzung nach sind die beiden Kon- 
flikt- parteien im Augenblick zu einer Lö- 
sung allein aus eigenen Kräften nicht in der 
Lage. Denn Hass und Misstrauen werden 
immer stärker. Ich begrüße deshalb aus- 
drücklich die Initiative von Präsident Bush. 
Er hat damit unterstrichen, dass die US A ih- 
re ganze Autorität einsetzen, um eine dau- 
erhafte Lösung zu erreichen. Frieden kann 
es nur in dem von Bush genannten Rahmen 
geben: im Miteinander von zwei demokra- 
tischen Staaten. 

Palästina muss ein demokratischer 
Rechtsstaat werden, der sich nicht nur mit 
Worten, sondern auch durch Taten eindeutig 
vom Terrorismus distanziert. Auf dem Weg 
zu diesem Ziel brauchen wir das gemeinsa- 
me Engagement der USA, Russlands, der 
UNO und der Europäischen Union. Auchdie 
arabischen Nachbarstaaten müssen dazu 
beitragen. 

Die Europäer haben zu den meisten ara- 
bischen Staaten gute Beziehungen. Sie kön- 
nen helfen, Brücken zwischen Israel und sei- 
nen arabischen Nachbarn zu schlagen. An 
diesem Prozess sollte sich Deutschland auch 
auf Grund seiner guten Beziehungen zur ara- 
bischen Welt intensiv beteiligen. 

Aber ich lehne, anders als der Bun- 
deskanzler, jeden militärischen Beitrag 
Deutschlands in der Region ganz entschie- 
den ab. Dies wäre vordem Hintergrund un- 

d 



DOKUMENTATION 

serer eigenen Geschichte ein  unverant- 
wortlicher Schritt. 

Deutsche Soldaten im Dienst am 
Frieden auf dem Balkan oder in 
Afghanistan: vor 15 Jahren noch 

völlig unvorstellbar 

Wir stellen uns der Verantwortung aus der 
Geschichte. Das gilt für unser Verhältnis zu Is- 
rael, das gilt aber auch ganz grundsätzlich für 
Deutschlands Rolle in der Welt. Diese Rolle 
hat sich grundlegend verändert. Dass deutsche 
Soldaten auf dem Balkan oder in Afghanistan 
Dienst am Frieden leisten, ist für uns heute ei- 
ne Selbstverständlichkeit und war doch noch 
vor fünfzehn Jahren völlig unvorstellbar. 

Hinter uns liegt ein Jahrhundert, zu des- 
sen Beginn das Deutsche Reich sich über sei- 
ne Rolle in der Welt zutiefst im Ungewissen 
war. Das Schwanken zwischen Minderwer- 

tigkeitskomplexen und Größenwahn, zwi- 
schen Einkreisungsängsten und Weltmacht- 
streben löste zwei historische Katastrophen 
aus und schuf unermessliches menschliches 
Leid. Nach dem Zweiten Weltkrieg nahm 
das geteilte Deutschland fünfzig Jahre lang 
eine prekäre Sonderrolle mit äußerst be- 
grenztem Handlungsspielraum ein. 

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts muss 
auch der größte Pessimist keine Wiederho- 
lung der Geschichte befürchten. Die Bun- 
desrepublik Deutschland hat ihren Platz, ih- 
re Rolle in Europa und in der Welt gefunden. 

Wir wissen, das es keine bequeme, mühe- 
los zu spielende Rolle ist, sondern eine Her- 
ausforderung, die von uns noch sehr viel mehr 
Anstrengung verlangen wird als bisher. Aber 
wir sind bereit, diese Anstrengung gemein- 
sam mit unseren Freunden und Partnern in Eu- 
ropa und jenseits des Atlantiks zu erbringen. 
Nur so können wir unsere Zukunft in Sicher- 
heit, Freiheit und Wohlstand gestalten. 
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55 
Wir wollen ein einiges Europa als starken globalen Faktor, 

aber Europa braucht auch im 21. Jahrhundert die Vereinigten 
Staaten als transatlantischen Partner, mit dem uns fundamentale 
Werte und Interessen verbinden. Amerika und Europa sind nicht 
nur die größten Wirtschaftsmächte der Welt, sondern sie müssen 
auch gemeinsame Herausforderungen bewältigen, die nationale 

Möglichkeiten übersteigen. Es geht dabei nicht nur um den 
Kampf gegen den internationalen Terrorismus, sondern auch um 
viele andere Fragen von größter Bedeutung, von den drohenden 

Klimaveränderungen bis zum Kampf gegen die Organisierte 
Kriminalität oder die Eindämmung von Migrationsströmen. 
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